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BFH-Leitsatz-Entscheidungen 
 

1. Grunderwerbsteuer: Erstmaliger Erwerb eines Anteils an einer Personenge-
sellschaft 
Urteil vom 25.02.2026, Az: II R 5/24  

2. Abgabenordnung: Fristsetzung nach § 63 Abs. 4 S. 1 AO 
Urteil vom 04.12.2025, Az: V R 25/23  

3. Umsatzsteuer: Vorsteuerabzug aus Anzahlungen 
Urteil vom 04.12.2025, Az: V R 38/23  

4. InvStG 2004: Ermittlung von Erträgen aus Veräußerung von Aktien auf 
Fondsebene  
Urteil vom 03.03.2026, Az: VIII R 24/21  

5. Körperschaftsteuer: Handgeldzahlungen im Profisport 
Urteil vom 03.03.2026, Az: IX R 33/23  

6. Einkommensteuer: Anforderungen an Antrag auf Buchwertfortführung nach 
§ 21 Abs. 2 Satz 3 und 4 UmwStG 2006 
Urteil vom 02.12.2025, Az: X R 32/23  

 
 
Urteile und Beschlüsse:

1. Grunderwerbsteuer: Erstmaliger Erwerb eines Anteils an einer Personengesell-
schaft 
Urteil vom 25.02.2026, Az: II R 5/24 
1. Der Erwerb eines Anteils an einer Personengesellschaft durch eine zuvor nicht zivil-
rechtlich an der Gesellschaft beteiligte Person erfüllt --unter den weiteren Vorausset-
zungen der Norm-- den Tatbestand des § 1 Abs. 2a Satz 1 des Grunderwerbsteuerge-
setzes (GrEStG) i.d.F. des StÄndG 2001. 
 
2. Schuldrechtliche Bindungen reichen nicht aus, um einer Person im Rahmen des § 6 
GrEStG eine Beteiligung am Vermögen einer Gesamthand zuzurechnen. 
 

  
2. Abgabenordnung: Fristsetzung nach § 63 Abs. 4 S. 1 AO 

Urteil vom 04.12.2025, Az: V R 25/23 
Setzt das FA einer Körperschaft eine Frist nach § 63 Abs. 4 Satz 1 AO zur Verwen-
dung nicht zeitnah verwendeter Mittel und begehrt die Körperschaft die Aufhebung 
der in Form eines "Auflagenbescheides" ergangenen Fristsetzung mit der einzigen Be-
gründung, die Mittel seien zeitnah verwendet worden oder unterlägen nicht dem Gebot 
der zeitnahen Mittelverwendung, fehlt einer hierauf gerichteten Klage das Rechts-
schutzbedürfnis. 
 

  
3. Umsatzsteuer: Vorsteuerabzug aus Anzahlungen 

Urteil vom 04.12.2025, Az: V R 38/23 
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1. Eine --zum Vorsteuerabzug berechtigende-- Vorauszahlungsrechnung liegt auch 
dann vor, wenn ohne einen ausdrücklichen Hinweis ("Vorkasse") aus anderen Grün-
den erkennbar ist, dass sie für eine erst noch zu erbringende Leistung erteilt wird. 
 
2. Das Recht auf Vorsteuerabzug aus einer Vorauszahlung auf eine später nicht ausge-
führte Leistung setzt voraus, dass der Rechnungsempfänger im Zeitpunkt der Zahlung 
davon ausgeht, auf eine zukünftig noch auszuführende Leistung zu zahlen. 
  
 

  
4. InvStG 2004: Ermittlung von Erträgen aus Veräußerung von Aktien auf Fonds-

ebene  
Urteil vom 03.03.2026, Az: VIII R 24/21 
1. Bei der Ermittlung des Ertrags aus der Veräußerung von Aktien auf Fondsebene ist 
§ 20 Abs. 4 Satz 1 des Einkommensteuergesetzes (EStG) sinngemäß anzuwenden. 
 
2. Der unmittelbare sachliche Zusammenhang von Aufwendungen in § 20 Abs. 4 Satz 
1 EStG kann nicht mit dem Veranlassungszusammenhang ( § 4 Abs. 4 EStG ) gleich-
gesetzt werden. 
 
3. Ein unmittelbarer wirtschaftlicher Zusammenhang wie in § 3 Abs. 3 Satz 1 des In-
vestmentsteuergesetzes (InvStG 2004) vorausgesetzt, verlangt eine unlösbare Ver-
knüpfung ohne das Dazwischentreten anderer Ursachen, die zudem konkret feststell-
bar sein muss (Bestätigung der Rechtsprechung). 
 

  
5. Körperschaftsteuer: Handgeldzahlungen im Profisport 

Urteil vom 03.03.2026, Az: IX R 33/23 
1. Eine Transferentschädigung (Ablöse), die im Zusammenhang mit dem Wechsel ei-
nes Fußball-Lizenzspielers vom aufnehmenden Club gezahlt wird, ist als Anschaf-
fungskosten auf das immaterielle Wirtschaftsgut "exklusive Nutzungsmöglichkeit an 
dem Spieler" (Spielerlaubnis) zu aktivieren und auf die Vertragslaufzeit abzuschreiben 
(Anschluss an Urteil des Bundesfinanzhofs vom 14.12.2011 - I R 108/10 , BFHE 236, 
117, BStBl II 2012, 238, Rz 12 ff.). 
 
2. Ein Handgeld, das im Rahmen eines ablösepflichtigen Transfers anlässlich der Un-
terzeichnung des Arbeitsvertrags an den Spieler gezahlt wird, ist den aktivierungs-
pflichtigen Anschaffungs(-neben-)kosten des Wirtschaftsguts "Spielerlaubnis" zuzu-
weisen. Dies gilt nicht für ein Handgeld, das bei einem ablösefreien Transfer oder ei-
ner vorzeitigen Vertragsverlängerung gezahlt wird. 
 
3. Für ein nicht als Wirtschaftsgut zu aktivierendes Handgeld, das nur für den Ab-
schluss des Arbeitsvertrags ("signing fee") gezahlt wird und bei vorzeitiger Beendi-
gung oder Anpassung dieses Vertrags keine zumindest anteilige Rückzahlungspflicht 
des Spielers auslöst, ist in der Bilanz des Clubs kein aktiver Rechnungsabgrenzungs-
posten zu bilden. 
 

  
6. Einkommensteuer: Anforderungen an Antrag auf Buchwertfortführung nach § 

21 Abs. 2 Satz 3 und 4 UmwStG 2006 
Urteil vom 02.12.2025, Az: X R 32/23 
1. Der Antrag gemäß § 21 Abs. 2 Satz 3 des Umwandlungssteuergesetzes (UmwStG) 
2006, bei einem Anteilstausch den Buchwert (die Anschaffungskosten) oder einen 
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Zwischenwert als Veräußerungspreis der Anteile anzusetzen, setzt keine bestimmte 
Form voraus. Er kann ausdrücklich oder konkludent gestellt werden. 
 
2. § 21 Abs. 2 Satz 4 UmwStG 2006 knüpft für das Ende der Antragsfrist grundsätz-
lich an die Abgabe derjenigen Einkommensteuer-, Körperschaftsteuer- oder Feststel-
lungserklärung des Einbringenden an, die den steuerlichen Übertragungsstichtag er-
fasst. 
 
3. Das fristgebundene Antragserfordernis des § 21 Abs. 2 Satz 3 und 4 UmwStG 2006 
ist mit Art. 8 Abs. 1, 4 und 8 der Fusionsrichtlinie 2009 vereinbar. Es handelt sich um 
eine zulässige verfahrensrechtliche Voraussetzung, die den unionsrechtlichen Äquiva-
lenz- und Effektivitätsgrundsatz wahrt. 
  

 

 


